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Rainer Erd, FH Darmstadt, Dezember 1999

Rechtsprobleme des Internet

Vortrag im Deutschen Institut für Erwachsenenbildung am 13.12.1999

Ein Medium revolutioniert die Welt der Kommunikation. Was der Buchdruck für die Neuzeit, ist das Internet für die Welt nach 2000. Hat der Buchdruck die Verbreitung von Ideen für ein Lesepublikum ermöglicht, so macht das Internet den weltweiten Austausch von Informationen und Waren in kürzester Zeit möglich. Das Internet ist das Informations- und Kommunikationsmedium einer globalisierten Welt. Es ermöglicht

- die weltweite Informationsbeschaffung in bislang unbekanntem Masse,


- schnelle internationale Kommunikation,

- globalen Austausch von Waren in kurzer Zeit.

Das Internet verändert den Alltag der an ihm teilnehmenden Personen in bislang kaum vorstellbarer Weise. An deutschen Schulen ist im Vergleich zu anderen Ländern davon leider noch kaum etwas spüren. Während in Kanada 80 Prozent der Schulen über Internetanschlüsse verfügen, es in den USA 60 Prozent und in Holland 40 Prozent sind, bringt es Deutschland auf 12 Prozent (FAZ v. 18. 11. 1999, S. 28).

Ein Hinderungsgrund für die umfassende Nutzung dieses Mediums ist neben anderen auch die Unsicherheit darüber, welche rechtlichen Risiken der Gebrauch des Internets in sich birgt. Risiken liegen vor allem in zwei Problemkomplexen begründet:

· der nicht selten gegensätzlichen Rechtsprechung der Landgerichte, die bislang zu wenig höchstrichterlichen Urteilen geführt hat und

· der (wegen des globalen Charakters des Internet) in vielen Fällen thematisierten Frage, welches nationale Recht Anwendung findet.

Ich möchte die folgenden Fragen  näher beleuchten:

· welche rechtlichen Probleme können bei der Einrichtung eines Domain – Namens auftauchen,

· mit welchen Problemen ist beim Abschluss eines Providervertrags zu rechnen,

· wie sind Daten im Internet rechtlich geschützt,

· wann können urheberrechtliche Probleme entstehen und

· unter welchen Bedingungen dürfen Personen oder Institutionen im Internet für sich  Werbung machen ?

1. Probleme bei der Eintragung eines Domain - Namens
Wer professionell im Netz auftreten will, der braucht eine eigene Homepage, auf der Informationen, Dienstleistungen oder Produkte angeboten werden. Und wer eine Homepage gestalten und mit ihr auf dem Internetmarkt auftreten will, benötigt eine Homepage-Adresse, einen Domain-Namen. Mit welchen Problemen wird man dabei konfrontiert ?

Domain – Namen werden beim Deutschen Network Information Center (DENIC) in Frankfurt/M. beantragt (www.denic.de). Die DENIC unternimmt keine rechtliche Prüfung, ob der Antragsteller berechtigt ist, den Domain – Namen zu verwenden. Sie sieht nur nach, ob der Namen in ihrer Datenbank (whois) noch frei ist. Nach dem Prinzip ”first come, first served” wird derjenige eingetragen, der zuerst den Antrag gestellt hat. Der Antragsteller hat zu überprüfen, ob er ein Recht an dem Namen hat, dessen Eintragung er wünscht.

Die Eintragung eines Domain-Namens kann gegen die folgenden Rechtsnormen verstoßen: 

- Allgemeiner Namensschutz, § 12 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

- Schutz von Marken, § 3 MarkenG und 

- Werktitelschutz, § 5 Abs. 3 MarkenG

Da keiner der hier Anwesenden vermutlich einen Domain – Namen anmelden wird, der mit einer Marke (”Nivea”) oder einem Werktitel kollidiert, wollen wir hier nur den Namensschutz behandeln.

§ 12 BGB

Wird das Recht zum Gebrauch eines Namens dem Berechtigten von einem anderen bestritten oder wird das Interesse des Berechtigten dadurch verletzt, daß ein anderer unbefugt den Namen gebraucht, so kann der Berechtigte von dem anderen Beseitigung der Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu besorgen, so kann er auf Unterlassung klagen.

§ 12 BGB schützt den Namen von natürlichen und juristischen Personen (besonders Firmen) sowie Künstlernamen und Berufsbezeichnungen davor, daß sie unbefugt gebraucht oder dem Inhaber streitig gemacht werden. Garantiert ist damit das Recht, den Namen ungestört zu gebrauchen. Der Name dient der sprachlichen Kennzeichnung einer natürlichen oder juristischen Person zur Abgrenzung von anderen Personen und ist Ausdruck ihrer Individualität. Er dient der Identifikation des Namensträgers. Der rechtliche Schutz des Namens gilt aber nur dann, wenn er hinreichend unterscheidungskräftig ist. Nicht geschützt sind deshalb Gattungsbezeichnungen ( wie ”Datenzentrale” oder ”Internet”). Treten zwei Personen unter demselben Namen auf und ist nicht zu klären, wer befugt ist und wer nicht, dann gilt grundsätzlich der Vorrang des älteren Rechts. Wer zuerst nach außen aufgetreten ist, kann sich auf das Namensrecht berufen.

Wann nun hat ein Domainträger die schützenswerten Interessen einer Person nach § 12 BGB verletzt, so daß diese die rechtlich vorgesehenen Folgen (Beseitigung und Unterlassung) geltend machen kann ? Bei Namen, die im Geschäftsleben verwendet werden, sind nur die geschäftlichen Interessen rechtlich geschützt. Dies ist dann der Fall , wenn eine Gefahr vor

· Verwechslung oder

· Verwässerung (bei bekannten Kennzeichen)

besteht. 
Ein wichtiges Urteil, in dem die Grundsätze des Namensschutzes im Internet angesprochen werden, hat Oberlandesgericht Hamm gefällt. Es hat einem großen deutschen Stahlkonzern, der Firma Krupp, einen Unterlassungsanspruch aus § 12 BGB gegen den Betreiber einer Online-Agentur zugesprochen, weil diese den Namen des Konzern für eine Domain-Name verwendet hat (4 U 135/97 – krupp.de, im Anhang). ”Durch § 12 BGB wird nicht nur der bürgerliche Namen geschützt, sondern alle namensartigen Kennzeichnungen, auch Firmenabkürzungen und Firmenschlagworte...Eine Domain-Adresse (stellt) kein bloßes Registrierungszeichen vergleichbar einer reinen Kennung ohne Namensfunktion dar, dem vorn vornherein Verletzerqualität im Sinne des § 12 BGB fehlen würde. Die Domain-Adresse hat vielmehr über ihre Registrierungsfunktion hinaus auch eine Kennzeichnungsfunktion, indem sie die unter der Domain-Adresse registrierte Person oder Einrichtung von anderen Internet-Teilnehmern abgrenzen soll.”

Ist eine Person in ihren Rechten aus § 12 BGB verletzt, dann kann sie Beseitigung der Beeinträchtigung oder Unterlassung weiterer Beeinträchtigungen sowie Schadensersatz verlangen. § 12 BGB beinhaltet aber nicht den Anspruch des Klägers, von dem Beklagten die Zustimmung zur  Übertragung der Domain zu erhalten.

2. Probleme beim Abschluss von Verträgen mit Providern 

Wer bei der DENIC eine Internet-Adresse erfolgreich hat registrieren lassen, der will damit natürlich im Internet auftreten, aus privaten oder geschäftlichen Gründen. Um mit einer eigenen Website am Internet teilnehmen zu können, benötigt man einen Provider (to provide = vermitteln), der den Zugang zum Netz verschafft. Die größten Provider in Deutschland sind T-Online mit 57 Prozent Anteilen, AOL (American Online) mit 24 Prozent, CompuServe und Yahoo mit jeweils 9 Prozent und VIAG Interkom mit 8 Prozent Anteil der Internetnutzer (FAZ vom 19. August 1999, S. 25). Daneben gibt es noch Dutzende von kleinen Providern, die vorwiegend auf dem lokalen und regionalen Markt tätig sind.
Um die Dienste eines Providers nutzen zu können, vor allem, um Zugang zum Internet zu erhalten, muß man mit dem Provider einen Nutzungsvertrag abschließen, einen sog. User/Access-Provider-Vertrag. Daneben gibt es noch drei andere Formen von Verträgen, die für das Internet typisch sind, die hier aber außer acht gelassen werden sollen, Verträge zwischen

1. User und Presence-Provider

2. User und Content-Providern sowie

3. Access-Providern und Content-Providern 

Um Zugang zum Internet zu erhalten, muß der User mit dem Access-Provider einen Vertrag abschließen, dessen Gegenstand die Gewährung des Zugangs zum Internet ist. Der Access-Provider tritt als Vermittler auf, der dem User die Software zur Verfügung stellt, vermittels der er sich selbständig in das Internet einwählen, ”einloggen” kann. Daneben stellt der Provider dem User einen ”Einwählknoten ” zur Verfügung. Schließlich kann der Vertrag auch beeinhalten, daß der Provider (in diesem Fall als Presence-Provider) dem User neben dem Festplattenspeicher zum Ablegen von Webseiten zusätzliche Dienstleistungen zur Verfügung stellt (Webdesigning, Webvertising, Webconsulting).

Der Vertrag zwischen User und Access-Provider kann also dreierlei zum Gegenstand haben:

· Verschaffung des Zugangs zum Internet (Hauptvertragsinhalt),

· Überlassung von Software, die erst den Zugang ermöglicht und 

· zusätzliche Dienstleistungen, die die Nutzung von Webseiten betreffen.

Wo liegen die Probleme ?

Verträge mit Onlinediensten (wie etwa T-Online) werden in der Regel am Computer abgeschlossen, ohne daß die beiden Vertragspartner ein Wort miteinander wechseln. Dem Idealmodell eines Vertrags, den beide Parteien im gemeinsamen Gespräch aushandeln, entspricht dieser Vertragsabschluß nicht. Für den Rechtsunkundigen geschehen mit diesem Vertragsschluß Dinge, die er in den wenigsten Fällen versteht. Denn regelmäßig wird mit dem Ausfüllen des Anmeldeformulars eine weitere Regelung vereinbart, die der Nutzer nicht kennt und – würde er sie kennen – nicht beeinflussen kann: Die Allgemeinen Geschäftsbedin-gungen (AGBs). 

Jeder Online-Anbieter legt seinen Verträgen solche AGBs zugrunde, weil ansonsten das BGB gilt, das in vielen Fällen auf das Onlinerecht keine adäquaten Antworten weiß.

Da das Internet ein weltweites Informationsnetz ist und deshalb viele Provider den Zugang vermitteln, kann es geschehen, daß in den AGBs nicht die deutsche, sondern eine ausländische Rechtsordnung zugrunde gelegt wird. So verweisen zwar die Telekom, Microsoft Network und American Online auf deutsches Recht, bei CompuServe jedoch findet der User einen Hinweis, daß amerikanisches Recht, und zwar das des Bundesstaates Ohio (dem Hauptsitz des Unternehmens) bei Vertragsstörungen anzuwenden ist. 

Das ruft deshalb Probleme hervor, weil der deutsche Gesetzgeber ein eigenes Gesetz für AGBs erlassen hat, das detaillierte Vorschriften darüber enthält, was im einzelnen in AGBs vereinbart werden kann und was nicht. Zudem enthält § 12 AGB-Gesetz ausdrücklich eine Regelung, daß trotz der Unterstellung eines Vertrages unter ausländisches Recht, die Vorschriften des AGB-Gesetzes zu beachten sind, ”wenn der Vertrag einen engen Zusammenhang mit dem Gebiet der Bundesrepublik aufweist.” 

So entsteht folgende rechtliche Situation: Ein deutscher User kann zwar mit einem ausländischen Provider vertraglich vereinbaren, daß ausländisches Recht zur Anwendung gelangt. Das ausländische Recht aber wird nach den Regeln des deutschen AGB-Gesetzes daraufhin überprüft, ob es mit diesen übereinstimmt. Ist dieses nicht der Fall, dann finden die ausländischen Regelungen keine Anwendung. Die deutsche Rechtsprechung wendet das AGB-Gesetz nur dann nicht an, wenn die ausländische Rechtsordnung einen ähnlichen Verbraucherschutz kennt.

Voraussetzung dafür, daß die AGBs eines Providers Inhalt eines Vertrages mit dem Nutzer geworden sind,ist zunächst, daß sie bei Vertragsschluß vorgelegen haben. AGBs, die nur flüchtig am Bildschirm dargestellt werden, müssen nach der deutschen Rechtsprechung kurz und verständlich sein.

Daneben legt das AGB – Gesetz fest, dass eine Leistung nicht einseitig geändert werden kann und dass die Haftung für Schäden, die der Provider verursacht hat, totalen ausgeschlossen werden können. Solche totalen Haftungsausschlüsse finden sich nicht selten in Verträgen mit amerikanischen Providern. Sind Klauseln in Verträgen mit ausländischen Providern wegen Verstoß gegen das AGB-Gesetz unwirksam, so gelten sie auch nicht in Teilen. Das heißt, hat ein Provider mit einem User einen totalen Haftungsausschluß vereinbart, so ist diese Regelung unwirksam, er haftet dann auch für leichte Fahrlässigkeit, was zulässigerweise hätte ausgeschlossen werden können. 

Wann werden AGBs bei Verträgen am Bildschirm überhaupt Inhalt eines Vertrages ? 

AGBs müssen schriftlich formuliert werden. Ausreichend für dieses Formerfordernis ist auch die Plazierung auf einer Website. Wir haben gesehen, daß nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 AGBG der Verwender von AGBs auf seiner Website ausdrücklich auf sie hinweisen muß, damit sie Inhalt des Vertrages werden. Das kann in unterschiedlicher – kontrovers diskutierter -Weise geschehen. Während die einen argumentieren, die AGBs müßten zusammen mit dem Angebot des Verwenders auf der gleichen Website dargestellt werden, genügt es anderen, wenn die Möglichkeit des Zugriffs per direktem ”hyperlink” von der Website möglich ist. Am geringsten rechtliche Probleme wird der Verwender haben, der seine Website so gestaltet, daß die AGBs vor dem endgültigen Vertragsabschluß am Bildschirm eingeblendet werden. Es obliegt dann dem User, ob er die AGBs liest oder nicht. 

Neben der Zugänglichkeit für den Verbraucher fordert § 2 Abs. 1 Nr. 2 AGBG vom Verwender, daß die AGBs keine Formulierungen enthalten, die allein von Fachleuten zu verstehen sind. AGBs müssen deutlich und sinnvoll gegliedert und der Text sprachlich und inhaltlich klar sein. Das Layout muß ein Mindestmaß an Übersichtlichkeit aufweisen (Köhler/Arndt, Recht des Internet, 34). Im Gegensatz zu AGBs, die bei Verträgen verwendet werden, die nicht elektronisch zustandekommen, gilt für AGBs bei Internetverträgen eine Besonderheit. Im Zweifelsfalle muß der Verwender beweisen, daß die AGBs in den Vertrag einbezogen worden sind.

3. Wie sichere ich meine persönlichen Daten im Internet

Wer im Internet surft, einkauft oder auf andere Weise seine persönlichen Daten hinterläßt, hat ein Recht darauf, daß die Daten nur für die Zwecke verwendet werden, für die sie vorgesehen sind. Der Gesetzgeber hat dies im 

· Teledienstedatenschutzgesetz (TDDSG) und im 

· Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)

geregelt.

Für die hier interessierenden Bereiche elektronischer Kommunikation ist das TDDSG anzuwenden. Das deutsche Datenschutzrecht geht von der grundsätzlichen Überlegung aus, daß die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten nicht gestattet ist. Ausnahmsweise ist sie dann zugelassen, wenn es ein

· Gesetz erlaubt oder 

· der Betroffene einwilligt.

Die Einwilligung in die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung ist unter den besonderen Schutz des Gesetzes gestellt. Sie muß von dem Betroffenen schriftlich erteilt werden.

Für Teledienste macht der Gesetzgeber zur Schriftform besondere Angaben, indem er auch elektronische Erklärungen zuläßt.

Personenbezogene Daten werden nun vom TDDSG in zwei Gruppen unterteilt, deren Erhebung, Verarbeitung und Nutzung unterschiedlich ausgestaltet ist. Das TDDSG unterscheidet zwischen

· Bestandsdaten, das sind solche, die der Diensteanbieter für die inhaltliche Ausgestaltung des Vertragsverhältnisses zur Nutzung von Telediensten benötigt 

(§ 5 TDDSG) und

- 
Nutzungs- und Abrechnungsdaten, das sind solche über die Inanspruchnahme von Telediensten (§ 6 TDDSG).

Bestandsdaten dürfen vom Diensteanbieter nur insoweit erhoben, verarbeitet und genutzt werden, wie dies für das Vertragsverhältnis erforderlich ist. Über diesen Zweck hinaus, ist es dem Diensteanbieter nicht gestattet, die Daten zu verwenden. Das schließt insbesondere aus, daß er personenbezogene Daten für Werbung oder Marktforschung verwendet.

Die strenge Zweckbindung der Verwendung personenbezogener Bestandsdaten wird auch bei den Nutzungs- und Abrechnungsdaten beibehalten. Deren Verwendung wird an die Erforderlichkeit für die Nutzung von Telediensten und an deren Abrechnung gekoppelt. Nutzungsdaten müssen so früh wie möglich wieder gelöscht werden; Abrechnungsdaten, sobald sie für die Abrechnung nicht mehr erforderlich sind. Zum Schutz des Nutzers von Telediensten gewährt ihm der Gesetzgeber das Recht, jederzeit seine gespeicherten Daten unentgeltlich beim Diensteanbieter einzusehen.

Geht es nicht um die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch Teledienste, sondern durch Vertragspartner im E-Commerce, dann findet das BDSG Anwendung. Das Gesetz gewährt dem Betroffenen eine Reihe von Handlungsmöglichkeiten gegenüber den Institutionen, die seine Daten benutzen, nämlich das Recht auf 

· Benachrichtigung




    § 33 BDSG

· Auskunft über die erhobenen Daten, den Zweck der Speicherung und die Personen und Stellen, an die die Daten regelmäßig übermittelt werden, 

    § 34 BDSG

· Berichtigung unrichtiger personenbezogener Daten,  § 35 Abs. 1 BDSG

· Löschung unzulässig gespeicherter Daten, 

    § 35 Abs. 2 BDSG

· Sperrung, wenn Löschung nicht möglich ist 
    § 35 Abs. 3 BDSG

· Unterlassung bei rechtswidrigem Eingriff 

    § 823 Abs. 1 BGB

in das Persönlichkeitsrecht                                                     §1004 BGB

· Beseitigung der Folgen eines rechtswidrigen 
    § 823 Abs. 1 BGB

Eingriffs  in das Persönlichkeitsrecht


  § 1004 BGB

· Schadensersatz bei schuldhafter 

Schadenszufügung durch die speichernde Stelle
       § 823 Abs. 1 BG

· Einschaltung des betrieblichen 

Datenschutzbeauftragten 



 
   § 37 BDSG

-
Anrufung der Aufsichtsbehörde



   § 38 BDSG

4. Was darf ich aus dem Internet laden ?

Welche Informationen darf ein User aus dem Internet herunterladen und weiterverarbeiten ? Über dieser Frage steht das Problem: Wie entstehen Urheberrechte, wie lange gelten sie und welche Sanktionen können ihre Verletzung nach sich ziehen ?

Urheberrechtsschutz gibt das Gesetz für schöpferisch gestalterische, gedankliche Arbeit wie für die Urheber von Werken der Literatur, Wissenschaft und Kunst (§ 1 UrhG). Wer ist Urheber ? Der Gesetzgeber hat dafür eine klare Definition geschaffen.

§ 7 UrhG (Urheber)

Urheber ist der Schöpfer des Werkes.

Schöpfer eines Werkes ist eine natürliche (keine juristische) Person, die ein Werk geschaffen hat. Auch wer als Ghostwriter für andere ein Werk schafft, ohne anschließend namentlich in Erscheinung zu treten, ist Urheber. Urheber wird man aber nur, wenn man ein Werk geschaffen hat. Was ist ein Werk ? § 1 UrhG begrenzt die Frage auf Werke der Literatur, Wissenschaft und Kunst . Und § 2 Abs.2 UrhG legt fest: ”Werk im Sinne des Gesetzes sind nur persönlich geistige Schöpfungen”. Welche Werke damit im einzelnen gemeint sind, definiert § 2 UrhG.

§ 2 UrhG (Geschützte Werke)

(1) Zu den geschützten Werken der Literatur, Wissenschaft und Kunst gehören insbesondere:

1. Sprachwerke, wie Schriftwerke, Reden und Computerprogramme;

2. Werke der Musik;

...

2) Werke im Sinne dieses Gesetzes sind nur persönliche geistige Schöpfungen.

Die umfassende Aufzählung des Gesetzes scheint kein Problem offen zu lassen. 

Doch zunächst kann man fragen, was das Gesetz nicht schützt. Vom UrhG nicht erfaßt werden bloße Ideen, die eine Person geäußert hat. Auch die Konzeption einer Website genießt keinen Urheberrechtsschutz. Für Computerprogramme hat dies der Gesetzgeber ausdrücklich festgelegt:

§ 69a UrhG Gegenstand des Schutzes

...

(1) Der gewährte Schutz gilt für alle Ausdrucksformen eines Computerprogramms. Ideen und Grundsätze, die einem Element eines Computerprogramms zugrunde liegen, einschließ-lich der den Schnittstellen zugrundeliegenden Ideen und Grundsätze, sind nicht geschützt.

(2) Computerprogramme werden geschützt, wenn sie individuelle Werke in dem Sinne darstellen, daß sie das Ergebnis der eigenen geistigen Schöpfung ihres Urhebers sind...

Was also wird im einzelnen durch das Gesetz geschützt, insbesondere in bezug auf das Internet ? Geschützt sind

· Sprachwerke, also auch Texte, die ins Internet gestellt werden. Dazu gehören abgrenzbare literarische Texte, die Teil einer Website sind sowie Websites insgesamt. Der Text muß jedoch ”das Alltägliche und Handwerklich deutlich überragen”. Dem Schutz unterliegen auch durch Links verbundene weitere Websites. Entscheidend ist, daß die Website eine persönlich geistige Schöpfung darstellt. Dasselbe gilt für Suchmaschinen, wenn sie mehr als eine alphabetische Anordnung ist. Schutzfähig sind auch E-Mails sowie Beiträge in Mailinglisten oder Newsgroups. Es muß jedoch eine individuelle Eigenart erkennbar sein. Bei moderierten Newsgroups, bei denen ein Moderator einen Beitrag für eine Newsgroup aussucht, kann ein Urheberrechtsschutz nach § 4 UrhG vorliegen, wenn der Moderator einem Herausgeber vergleichbar handelt.  

Für den urheberrechtlichen Schutz von Computerprogrammen hat der Gesetzgeber aufgrund der EU-Computerrechts-Richtlinie eigenständige Regelungen in den §§ 69 a ff. UrhG geschaffen. Auch die Bildschirmmaske des Programms unterfällt diesem Schutz. Zu den urheberrechtlich geschützten Computerprogrammen gehören ebenfalls Browser, Suchmaschinen, E - Mail - Software oder Software zur Aktivierung von Links.

Das Urheberrecht steht, wie wir gesehen haben, dem eines Schöpfer eines Werkes zu. Das Gesetz schützt aber daneben auch (wenngleich in geringerem Umfang und für kürzere Zeit) Leistungen, die keine persönlich-geistige Schöpfung darstellen, sondern mehr ausführender Art sind. Schutz für solche Leistungen genießen u.a.

· Herausgeber wissenschaftlicher Ausgaben, § 70 UrhG.

· Ausübende Künstler für die Aufführung von Werken anderer, § 73 UrhG.

· Tonträgerhersteller. Damit ist der Hersteller eines Tonträgers vor Raubkopieren geschützt. Das Recht gilt für die Zeit von 25 Jahren nach Erscheinen des Tonträgers. 

Durch die EU-Datenbank-Richtlinie neu ins deutsche Recht aufgenommen worden sind Schutzbestimmungen für die Hersteller von Datenbanken. Danach werden Websites dann als Datenbank geschützt, wenn sie durch die Verbindung und Kombination multimedialer Elemente eine individuelle Prägung aufweisen. Der Datenbankhersteller hat nach § 87 b UrhG das ausschließliche Recht, die Datenbank zu vervielfältigen, zu verbreiten und öffentlich wiederzugeben. Weite Teile des Internets werden in Zukunft durch § 87 b UrhG geschützt sein.

Welche Rechte hat der Urheber und was kann er tun, wenn ein anderer gegen seine Rechte verstößt ? 

Der Gesetzgeber unterscheidet zwischen

· Persönlichkeitsrechten des Urhebers

§§ 12 bis 14 UrhG und

· wirtschaftlichen Verwertungsrechten
§§ 15 bis 24 UrhG

Persönlichkeitsrechte

Als Schöpfer eines Werkes stehen dem Urheber Persönlichkeitsrechte zu. Im einzelnen verfügt der Urheber über drei Persönlichkeitsrechte:


- Veröffentlichungsrecht



§ 12 UrhG


- Anerkennung der Urheberschaft


§ 13 UrhG


- Verbot der Beeinträchtigung


§ 14 UrhG

Räumt der Urheber einem Dritten ein Nutzungsrecht an seinem Werk ein, so stimmt er damit auch einer Veröffentlichung zu. Wer also dem Betreiber eines Online-Archivs die Speicherung eines Werkes erlaubt, gestattet zugleich, daß andere sich diesen Text aus dem Internet herunterladen.

Bei der Gestaltung von Websites kommt der Anerkennung der Urheberschaft eine große Bedeutung zu. Wer ein schutzfähiges Werk erstellt hat oder wem Leistungsrechte zustehen, hat Anspruch darauf, auf einer Website genannt zu werden. Das Wort ”copyright” muß zwar nicht beigefügt werden, ist aber zur Vermeidung von Mißverständnissen hilfreich. Zu beachten ist, daß das Urheberrecht bei der Gestaltung einer Website nur für die erstellte Seite, nicht jedoch für diejenigen gilt, die vom Gestalter mit einem Link versehen worden sind.

Das Internet mit seinen vielfältigen Möglichkeiten der Bearbeitung von Dateien lädt dazu ein, ein Werk entgegen dem Willen des Schöpfers zu entstellen. Das kann die Veränderung eines Textes, die Retuschierung eines Fotos oder die Manipulation von Musik sein. Zum Schutz des Autors vor solchen Entstellungen gewährt § 14 UrhG das Recht, dies zu verbieten.

Wirtschaftliche Verwertungsrechte

Neben den Schutzrechten der §§ 12 bis 14 UrhG gibt das Gesetz dem Urheber eine Reihe von wirtschaftlichen Nutzungsrechten. Im einzelnen hat der Urheber das Recht auf

1. körperliche Verwertung seines Werks ( § 15 Abs. 1 UrhG), d. i. das Recht auf

- Vervielfältigung 







§ 16 UrhG

Gegen das Recht des Urhebers auf Vervielfältigung seines Werkes wird im Zeitalter des Internet täglich millionenfach verstoßen. Z. B. durch das

· Kopieren von Computerprogrammen auf eine CD,

· Kopieren von Musikstücken auf CD, Festplatte oder Diskette,

· Downloading in den Arbeitsspeicher des PCs,

· Zwischenspeichern auf Servern oder in Browser - Programmen,

· Einscannen eines Werkes in den Rechner,

· Zusammenfassen urheberrechtsfähiger Materialien (Text, Bild, Musik, Film) in          

Multimediaprodukte, 

· Abspeichern einer E-Mail oder eines Beitrags aus einer Newsgroup auf der Festplatte.

- Verbreitung


 





§ 17 UrhG

Hat ein Urheber sein Werk vervielfältigt, dann will er es auch verbreiten, es der Öffentlichkeit anbieten oder in den Verkehr bringen. Das Gesetz verlangt, daß die Verbreitung in körperlicher Form für die Öffentlichkeit erfolgt. Die Online-Übertragung von Softwareprogrammen ist noch keine Verbreitung, da sie nicht körperlich erfolgt. Das ist erst dann der Fall, wenn sie das Speichermedium den Besitzer gewechselt haben, also z.B. wenn sie auf der Festplatte oder einer Diskette desjenigen sind, der sie heruntergeladen hat.

Das Verbreitungsrecht des Urhebers erlischt dann, wenn ein Werk mit Zustimmung des zur Verbreitung Berechtigten durch Veräußerung in den Verkehr gebracht worden ist (Erschöpfungsgrundsatz). Auch hier gilt, daß die Verbreitung in körperlicher Form erfolgt sein muß. Stellt ein Urheber sein Werk für eine Übertragung im Internet oder für eine On-Demand-Nutzung zur Verfügung, so löst das noch nicht die Erschöpfung des Verbreitungsrechts aus. Das ist erst dann der Fall, wenn der Urheber es zum Kopieren freigibt und seine Einwilligung zum Weiterreichen an Dritte erteilt.

- Ausstellung 








§ 18 UrhG

1. öffentliche Wiedergabe seines Werkes (§ 15 Abs. 2 UrhG), d. i. das Recht auf

- Vortrag, Aufführung und Vorführung,

§ 19 UrhG

- Sendung 





§ 20 UrhG

- Wiedergabe durch Bild- und Tonträger

§ 21 UrhG

- Wiedergabe von Funksendungen


§ 22 UrhG

Nach der Gesetzesdefinition liegt eine öffentliche Wiedergabe nur dann vor, wenn die Wiedergabe eines Werkes für eine Mehrzahl von Personen bestimmt ist (wie durch Rundfunk oder Fernsehen). Bei Multimediaprodukten taucht die Frage auf, ob ein Abruf von einem Computer bereits in ein Verwertungsrecht des Urhebers, besonders in sein Recht auf öffentliche Wiedergabe eingreift, weil das Produkt von mehreren Personen hintereinander und nicht gleichzeitig benutzt wird. 

Nur die Veröffentlichung und Verwertung ist dem Urheber vorbehalten, die Bearbeitung oder sonstige Umgestaltung jedoch nicht, § 23 UrhG. Texte und Bildmaterial dürfen deshalb für Zwecke optischer Speicherung von einer anderen Person als dem Urheber umgestaltet werden. Sollen die Speicher jedoch öffentlich zugänglich gemacht oder verbreitet werden, so ist die Zustimmung des Urhebers erforderlich. Bei der Verfilmung eines Werkes ist das allerdings anders. Hier ist bereits die Bearbeitung von der Zustimmung des Urhebers abhängig. Dasselbe gilt für die Bearbeitung von Datenbankwerken und Computerprogrammen ( § 69 c Nr. 2 UrhG). Multimediaprodukte enthalten meist Computerprogramme und unterliegen deshalb dem Veränderungsverbot des § 69 c Nr. 2 UrhG.

Schranken der Urheberrechte 

Mit den ihm zugewiesenen Persönlichkeits- und Verwertungsrechten hat der Gesetzgeber den Urheber mit weitreichenden Kompetenzen ausgestattet. So wie der Eigentümer jedoch nicht schrankenlos von seinem Recht Gebrauch machen kann, ist auch die Urheberentscheidung an bestimmte Grenzen gebunden. Bestimmte Arten von Werken, wie Gesetze, Verordnungen usw. sind überhaupt nicht urheberrechtlich geschützt, § 5 UrhG. Kein Urheberrecht besteht auch, wenn die Zeit abgelaufen ist. Die Schutzdauer verläuft das gesamte Leben des Urhebers und erlischt bei Einzelurheber 70 Jahre nach ihrem Tod, § 64UrhG. Die Schutzdauer der Leistungsschutzrechte ist unterschiedlich ausgestaltet, zwischen 15 und 50 Jahre nach Erscheinen des Werks. 

Von größerer alltäglicher Bedeutung als diese Beschränkungen des Urheberrechts sind die durch das Gesetz in den §§ 45 – 63 UrhG definierten Schranken des Urheberrechts. Das Urheberrecht ist besonders bei folgenden Tatbeständen eingeschränkt:

- Öffentliche Reden




§ 48 UrhG


- Zeitungsartikel




§ 49 UrhG


- Zitierfreiheit





§ 51 UrhG


- Öffentliche, unentgeltliche Wiedergabe

§ 52 UrhG

- Vervielfältigung zum eigenen Gebrauch

§ 53 UrhG

Öffentliche Reden. Ohne Zustimmung des Urhebers können öffentliche Reden über das Internet verbreitet werden.

Zeitungsartikel. Sind politische, wirtschaftliche oder religiöse Tagesfragen betroffen, dann ist auch die Vervielfältigung und Verbreitung einzelner Artikel aus Zeitungen in anderen Medien wie dem Internet ohne Erlaubnis des Urhebers zulässig. Im Rahmen des § 49 UrhG wird vieles diskutiert. Zunächst die Frage, was unter ”Artikel aus Zeitungen” zu verstehen ist. Damit sind nur Sprachwerke, nicht aber Fotografien oder Zeichnungen gemeint. Texte aus Tageszeitungen dürfen deshalb in eine Datenbank eingescannt werden, nicht aber die dazu gehörenden Fotografien. Übernommen werden dürfen nur einzelne Artikel aus Zeitungen oder Informationsblättern (auch periodisch erscheinenden) nicht jedoch die gesamte Ausgabe. Beiträge mit wissenschaftlichem oder kulturellem Inhalt fallen nicht unter diese Regelung. 

Diskutiert wird auch die Frage, ob eine Online-Zeitung unter § 49 UrhG fällt. Die Zeitungsverleger wollen § 49 UrhG nur für Printmedien anwenden, die Verwertungsge-sellschaft (VG) Wort hingegen meint, es komme nicht auf den Träger der Information an. Zeitung sei jedes periodisch erscheinende Informationsmedium. Dem Urheber ist für die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe eine angemessene Vergütung zu zahlen. Die VG Wort macht den Anspruch für den Urheber geltend und überweist ihm das Geld werden.

Zitierfreiheit. Keinen Urheberrechtsschutz genießt der Urheber auch, wenn einzelne Werke oder Teile davon nach dem Erscheinen öffentlich zitiert werden. Die Zitierfreiheit des § 51 UrhG erstreckt sich auf drei Arten von Werken, nämlich auf

- wissenschaftliche Werke, hier sind auch Großzitate zulässig. Dasselbe gilt für Lehrmaterial, das online genutzt wird. Der Zweck des Zitat darf aber schwerpunktmäßig nicht auf der Unterhaltung, sondern muß auf ernsthafter, methodischer Suche nach Erkenntnis liegen;

- literarische Werke, worunter auch Filme fallen. Hier sind aber nur Kleinzitate erlaubt und

- musikalische Werke.

Unter Zitat versteht man die unveränderte Übernahme eines ganzen oder von Teilen eines Textes. Zitate sind nur zulässig, wenn die Quelle und der Urheber deutlich angegeben werden und der durch den Zweck gebotene Umfang nicht überschritten wird. Zweck eines Zitat kann sein: die

· Unterstützung des eigenen selbständigen Werks oder

· kritische Auseinandersetzung mit den zitierten Gedanken.

Das Recht zum Zitieren untergliedert sich in zwei Gruppen: Das

· ”große” wissenschaftliche Zitatrecht, § 51 Abs. 1 Nr. 1 UrhG. Das Werk darf vollständig übernommen, ”zitiert” werden, wenn es in einem wissenschaftlichen Werk erschienen ist und der Inhalt erläutert werden soll

· ”kleine” Zitatrecht, § 51 Abs. 1 Nr. 2 UrhG. Es dürfen nur einzelne Stellen in einem eigenständigen Sprachwerk veröffentlicht  werden. Bilder oder Filmausschnitte dürfen als ganzes Werk auch vollständig als Kleinzitat wiedergegeben werden. Das gilt auch dann, wenn diese sich im Internet befinden und auf CD-ROMs oder Webseiten wiedergegeben werden sollen. Ein Hyperlink ist kein Zitat und darf deshalb übernommen ohne Einschränkung übernommen werden.

Unentgeltliche Wiedergabe. Der Urheber hat kein Recht, bei der Veröffentlichung seines Werkes die Zustimmung zu verweigern, wenn es sich um die öffentliche Wiedergabe eines erschienenen Werks handelt und der Veranstalter keinen Erwerbszweck damit verfolgt. Eine Ausnahme gilt nur öffentliche bühnenmäßige Aufführungen, Funksendungen sowie Darbietungen eines Filmes. Hier muß der Urheber seine Einwilligung geben. Der Veranstalter muß dem Urheber eine angemessene Vergütung bezahlen. Von der Vergütungspflicht ausgenommen sind bestimmte soziale und erzieherische Institutionen. Da Internetanbieter ein Werk für andere in der Regel aus kommerziellen Gründen zugänglich machen, fallen sie nicht unter § 52 UrhG, d.h. sie benötigen stets die Zustimmung des Urhebers.

Eine nicht-kommerzielle Datenbank kann über Online-Netze frei vertrieben werden, allerdings muß eine Vergütung gezahlt werden. Wird eine Homepage im Internet ohne Erwerbsabsicht betrieben, so kann jedes Werk ohne Zustimmung des Rechtsinhabers veröffentlicht werden. Die angemessene Vergütung ist an die Verwertungsgesellschaft zu zahlen.

Vervielfältigung zum privaten und sonstigen eigenen Gebrauch. In der Praxis von allergrößter Bedeutung ist die Ausnahmeregelung des § 53 UrhG, der für Fälle des privaten und sonstigen eigenen Gebrauchs keine Zustimmung des Urhebers erfordert  und diesem kein Entgelt zuspricht. Die meisten Ausnahmen vom Urheberrecht erfolgen durch die Anwendung von § 53 UrhG, der auch als ”Magna Charta” der gesetzlichen Lizenzen bezeichnet wird. Für das Internet ist § 53 UrhG deshalb von Bedeutung, weil viele User das Internet allein für private Zwecke gebrauchen. Sie können urheberrechtlich geschützte Werke vervielfältigen.

Privater Gebrauch, § 53 Abs. 1 UrhG
Grundsätzlich kann sich jedermann unter Berufung auf ”privaten Gebrauch” fremdes Material von Bibliotheken, Videotheken und aus dem Internet kopieren. Die Rechtsprechung hat eine Obergrenze von sieben Veröffentlichungsstücken gesetzt. Privater Gebrauch liegt nur vor, wenn das Werk zu Hause oder im Freundeskreis abgespielt wird. Davon ausdrücklich ausgenommen sind nach § 69c Nr. 1 UrhG Computerprogramme. Diese dürfen grundsätzlich nicht ohne Genehmigung kopiert werden.

Wer sich aber aus der Videothek einen Film ausleiht und diesen allein zum privaten Gebrauch kopiert, verstößt nicht gegen das Urhebergesetz. Dasselbe gilt für das Kopieren von CDs oder Musikkassetten. Unproblematisch ist auch das Downloading urheberrechtlich geschützter Dateien aus dem Internet für private Zwecke. Das Vervielfältigen kann auch durch andere als den Nutzer erfolgen. Zulässig ist sie aber nur, wenn sie unentgeltlich erfolgt. 

Kein privater Gebrauch liegt vor, wenn die Kopien

-   für erwerbswirtschaftliche Zwecke gemacht werden,

-   in einem Seminar aufgeführt oder für eine Fangruppe im Internet zur   

    Verfügung gestellt werden,

-   von juristischen Personen erstellt werden, um für betriebsinterne Zwecke verwendet zu  

     werden.

Werden Werke nicht für private Zwecke genutzt, dann bedeutet dies allerdings nicht, daß sie automatisch der Zustimmung des Urhebers bedürfen. Das Gesetz sieht eine zweite Alternative vor, bei deren Vorliegen ebenfalls keine Zustimmung des Urhebers erforderlich ist, § 53 Abs. 2 und 3.

§ 53 UrhG  (Vervielfältigungen zum sonstigen Gebrauch)
...

(2) Zulässig ist, einzelne Vervielfältigungsstücke eines Werkes herzustellen oder herstellen zu lassen

1. zum eigenen wissenschaftlichen Gebrauch, wenn und soweit die Vervielfältigung zu diesem Zwecke geboten ist, 

2. zur Aufnahme in ein eigenes Archiv, wenn und soweit die Vervielfältigung zu diesem Zwecke geboten ist...,

3. zur eigenen Unterrichtung über Tagesfragen, wenn es sich um ein durch Funk gesendetes Werk handelt,

4. zum sonstigen eigenen Gebrauch
a) wenn es sich um kleine Teile eines erschienenen Werkes oder um einzelne Beiträge    

      handelt, die in Zeitungen oder Zeitschriften erschienen sind,

b) wenn es sich um ein seit mindestens zwei Jahren vergriffenes Werk handelt.

(3) Zulässig ist, Vervielfältigungsstücke von kleinen Teilen eines Druckwerkes oder von einzelnen Beiträgen, die in Zeitungen oder Zeitschriften erschienen sind, zum eigenen Gebrauch

1. im Schulunterricht, in nichtgewerblichen Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung sowie in Einrichtungen der Berufsbildung in der für eine Schulklasse erforderlichen Anzahl oder

2. für staatliche Prüfungen und Prüfungen in Schulen, Hochschulen, in nichtgewerblichen Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung sowie in der Berufsbildung in der erforderlichen Anzahl

herzustellen oder herstellen zu lassen, wenn und soweit die Vervielfältigung zu diesem Zweck geboten ist.

Sonstiger eigener Gebrauch, § 53 Abs. 1 UrhG

Was unter ”sonstigem eigenen Gebrauch” zu verstehen ist, hat der Gesetzgeber

in vier Alternativen festgelegt. Im Gegensatz zum privaten Gebrauch kann in diesem Fall die Nutzung auch nicht-privaten, z. B. beruflichen Gründen dienen. Auch eine erwerbswirtschaftliche Nutzung ist erlaubt, wenn sie betriebsintern bleibt. Für Computerprogramme und Datenbanken gelten auch hier Sonderregelungen. Im einzelnen können urheberrechtlich geschützte Werke in folgenden Fällen vervielfältigt werden:

Eigener wissenschaftlicher Gebrauch, § 53 Abs. 2 Nr. 1 UrhG

Zum eigenen wissenschaftlichen Gebrauch dürfen Werke vervielfältigt werden. Die gesetzliche Ausnahmebestimmung ist hierbei jedoch bedeutend. Ist eine andere Möglichkeit vorhanden, das Werk zu erwerben, scheidet die nicht-genehmigungspflichtige Möglichkeit der Vervielfältigung aus. D.h. wenn man ein Buch kaufen kann, ist es zumutbar, dieses auch zu erwerben. Ohne Genehmigung darf deshalb nur bei käuflich nicht mehr zugänglichen Werken kopiert werden.

Aus dem Internet darf für eigene wissenschaftliche Zwecke frei kopiert werden, ohne daß der Rechtsinhaber zustimmen müßte. Der Begriff ”zum eigenen wissenschaftlichen Gebrauch” wird weit gefaßt. Darunter ist im einzelnen zu verstehen: das Kopieren durch: 

· Wissenschaftler und Forschungsinstitute,

· Privatleute mit wissenschaftlichem Informationsbedürfnis,

· Studierende im Rahmen ihrer Ausbildung und 

· Forschungseinrichtungen der Privatwirtschaft.

Nicht zulässig sind Kopien ganzer Bücher oder Zeitschriften ohne Zustimmung des Rechteinhabers, § 53 Abs. 4 b UrhG. Weiterhin dürfen aus dem Internet geladene Werke nicht verbreitet oder öffentlich wiedergeben werden, § 53 Abs. 6 Satz 1 UrhG.

Aufnahme in ein eigenes Archiv, § 53 Abs. 2 Nr. 2 UrhG

Der Urheber muß nicht zustimmen, wenn jemand ein eigenen Werkstücks vervielfältigt, um es in ein eigenes Archiv aufzunehmen. Der Archivierende muß das Werkstück zum Eigentum erworben haben. Wer also ein Buch, Video oder eine CD gekauft hat, darf davon Kopien für sein Archiv anfertigen. Das gilt allerdings nicht, wenn die Gegenstände nur ausgeliehen sind. Der Nutzer des Internet, der etwas herunterlädt, wird nicht Eigentümer und darf deshalb auch nichts ohne Genehmigung archivieren- ein Rechtsgrundsatz, dessen mangelnde Durchsetzbarkeit offensichtlich ist.

Funksendungen, Zeitungen und Zeitschriften, § 53 Abs. 2 Nr. 3, 4 UrhG 

Rundfunksendungen dürfen dann ohne Genehmigung vervielfältigt werden, wenn die kopierende Person sich damit über Tagesfragen unterrichten will. Aus Zeitungen und Zeitschriften darf vervielfältigt werden, wenn die kopierten Beiträge nur einen kleinen Teil (d.i. maximal 20 Prozent) der Zeitung oder Zeitschrift ausmachen. Keinen Unterschied macht es, wenn diese Beiträge aus dem Internet geladen werden. Genehmigungsfrei ist das Kopieren auch dann,  wenn ein Werk seit mindestens zwei Jahren vergriffen ist. Allerdings ist eine vollständige Kopie ohne Genehmigung nicht gestattet, § 53 Abs. 4 UrhG.

Aus- und Weiterbildung, § 53 Abs. 3 UrhG

Schließlich sieht das Gesetz eine vierte Möglichkeit des erlaubnisfreien Kopierens vor, nämlich dann wenn für Aus- und Weiterbildungszwecke kleine Teile eines Druckwerks oder einzelne Beiträge aus Zeitungen oder Zeitschriftren vervielfältigt werden. Erlaubt sind nur Kopien in der ”für eine Schulklasse erforderlichen Anzahl”. Eine Schule darf nicht per Internet unter Berufung auf § 53 Abs. 3 Abs. 3 Nr. 1 UrhG Werke anderer verbreiten.

Faßt man die Überlegungen zusammen, so ist festzustellen, daß der Urheber eines Werkes zwar über eine Reihe von Rechtspositionen verfügt, diese aber nicht schrankenlos ausüben kann.  Sowohl für staatliche Zwecke wie für den privaten oder sonstigen eigenen Gebrauch können Vervielfältigungen eines Werkes hergestellt werden, ohne daß der Urheber zustimmen muß. Die Vergütungspflicht des Users hat der Gesetzgeber unterschiedlich ausgestaltet. In bestimmten Fällen (öffentliche Wiedergabe) muß der User eine Vergütung bezahlen, in anderen nicht (privater Gebrauch).

Vergütungsanspruch des Urhebers

Der Urheber hat in einer Reihe von Fällen einen Vergütungsanspruch gegen den,

· der Geräte, die Vervielfältigungen ermöglichen, herstellt, § 54 UrhG,

· der einen Rundfunkkommentar oder Zeitungsartikel vervielfältigt, verbreitet oder öffentlich wiedergibt, § 49 Abs. 1 Satz 2 UrhG,

· der ein Werk öffentlich wiedergibt, § 52 Abs. 1 Satz 2 UrhG.

Die Vergütungsansprüche des Urhebers können nach § 54 h Abs. 1 UrhG nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden. 

Wann wird deutsches Recht angewendet ?

Da die Verletzung von Urheberrechten zu den im Internetrecht drängendsten Problemen zählt (Raubkopien von Musik – CD’s), taucht die Frage auf, wann überhaupt wird deutsches Recht angewendet. Dieselbe Frage stellt sich auch beim Urheberrecht, weil bei der Nutzung des Internet urheberrechtlich geschützter Materialien die verschiedensten Rechtsordnungen zur Anwendung kommen können. 

Hier gilt zunächst der Grundsatz des Art. 27 EGBGB, wonach ein Vertrag vorrangig dem von den Parteien gewählten Recht unterliegt. Fehlt eine eigenständige Vereinbarung der Parteien, wie es bei Raubkopien der Fall ist, dann gilt das sog. Territorialprinzip. Die Entstehung eines Urheberrechts richtet sich nach dem Recht des Landes, für dessen Gebiet die Existenz und der Schutz des Rechts in Frage stehen. Wer also einen in den USA produzierten Film dort von der Leinwand filmt (wie beim ”Star Wars” im vergangenen Jahr geschehen) und ins Internet stellt, verstößt gegen amerikanisches Urheberrecht. Wer sich sodann den Film in Deutschland aus dem Internet herunterlädt, verstößt nicht gegen deutsches Urheberrecht, da dieses überhaupt keine Anwendung findet. Er hat aber amerikanisches Urheberrecht in Deutschland verletzt, was nur schwer von den USA verfolgt werden kann – abgesehen davon, daß der Geschädigte nur selten davon Kenntnis erlangen wird. 

Wer hingegen ein Musikstück, das mit einem deutschen Urheberrecht belegt ist, in Deutschland ins Internet stellt, verstößt gegen deutsches Urheberrecht. Ebenso derjenige, der sich die Musik anschließend aus dem Netz downloaded und gewerblich vermarktet. Zum persönlichen Gebrauch hingegen aus der Download illegal ins Netz gestellter Musik zulässig. Doch nun zu den Details des Urheberrechts.

Rechtsansprüche des Urhebers gegen die Verletzung seiner Rechte

Wir haben gesehen, daß gegen die Rechte des Urhebers in vielfältiger Weise verstoßen werden kann. Der praktisch folgenreichste geschieht heute im Bereich der Musik. Eine Person kauft eine Musik-CD, stellt diese unter Verstoß gegen Urheberrechte ins Netz, andere laden sich die Dateien herunter, pressen sie auf CDs und vertreiben diese wiederum gewinnbringend auf dem Musik-Schwarzmarkt. Was kann der Urheber dagegen tun ?Der Gesetzgeber sieht zwei Möglichkeiten vor: Der Betroffene kann gegen den Rechtsbrecher strafrechtlich oder zivilrechtlich vorgehen.

Strafrechtlicher Schutz des Urhebers

Deutsche Strafrecht gilt für alle Straftaten, die auf deutschem Staatsgebiet begangen werden unabhängig davon, welcher Nationalität der Täter ist (Territorialitäts- und Tatortprinzip, §§ 3-7,9 Strafgesetzbuch, StGB). (Einzelheiten werden im letzten Kapitale dargestellt.)  Der Tatort ist dort, wo der Täter gehandelt hat oder der ”Erfolg” eingetreten ist. Wer deshalb auf einem deutschen Computer deutsche Computerprogramme, die auf einem amerikanischen Server angeboten werden, herunterlädt, verstößt gegen deutsches Strafrecht. Gegen welche Normen ?

Strafbarkeit nach dem UrhG

Wer demnach ohne Zustimmung des Urhebers Software aus dem Internet lädt und auf seine Festplatte speichert oder dies nur versucht, macht sich nach § 106 UrhG strafbar. Wer dies gewerbsmäßig tut, eine an Schulen und Hochschulen mit illegal hergestellten CD – ROMs durchaus verbreitete Praxis, kann mit fünf Jahren Freiheitsstrafe belegt werden.

Dieselbe Strafe trifft denjenigen, der Lichtbilder, wissenschaftliche Ausgaben, Tonträger (CDs), Datenbanken, Filme etc. unerlaubt vervielfältigt, verbreitet oder öffentlich wiedergibt (§ 108 UrhG). Die Tat muß vorsätzlich, also mit Wissen und Wollen, begangen worden sein. Fahrlässigkeit genügt nicht. Irrt sich der Täter (weil er glaubte, der Urheber habe zugestimmt oder weil die tat nicht strafbar sei), so kann die Strafbarkeit entfallen. Gegenstände, auf die sich die Strafbarkeit bezieht (z. B. die Festplatte), dürfen eingezogen werden (§ 110 UrhG). Das Urteil kann öffentlich bekanntgegeben werden, § 111 UrhG.

Zivilrechtliche Ansprüche des Urhebers

In der Praxis spielt die Strafverfolgung von Urheberrechtsverletzung bislang keine besondere Rolle. Deshalb klagen Software - Hersteller, daß ihnen durch Raubkopien jährlich mehr als eine Milliarde Dollar Verluste entstehen. Gerichtsverfahren, die mit zivilrechtlichen Ansprüchen gegen die Verletzer von Urheberrechten vorgehen, dürften schon weiter verbreitet sein. Welche rechtlichen Instrumentarien stehen dem Urheber zur Verfügung, um gegen eine Person vorzugehen, die gegen sein Urheberrecht verstößt ?

Geht es im Strafrecht darum, den Schädiger mit staatlichen Strafmaßnahmen zu belegen, so im Zivilrecht, dem Geschädigten finanzielle oder andere Ansprüche gegenüber dem Schädiger zuzusprechen. Es lassen sich sieben verschiedene zivilrechtliche Möglichkeiten für den Geschädigten unterscheiden. Grundlagennorm dafür ist § 97 UrhG.

Beseitigung der Beeinträchtigung, § 97 Abs. 1  Satz 1 UrhG

Der Inhaber einer Website hat diese mit Musik gestaltet, für die er vom Urheber keine Genehmigung erworben hat. Der Urheber kann nun von dem Verletzer Beseitigung, d.h. Löschen dieser Datei verlangen. Dasselbe Recht steht ihm zu, wenn Raubkopien in Umlauf gebracht worden sind. Für diese Fälle hat der Gesetzgeber noch eine besondere Norm geschaffen: 

Unrechtmäßig hergestellte CDs, CD -  ROMs oder Videos kann der Urheber vernichten oder sich gegen eine angemessene Vergütung aushändigen lassen. Der Beseitigungsanspruch besteht aber nur, wenn die Beeinträchtigung fortdauert. Hat ein Provider nach Mahnung des Urhebers eine Website mit unzulässigem Inhalt gelöscht, dann endet der Beseitigungsanspruch. 

Unterlassung weiterer Beeinträchtigung, § 97 Abs. 1 Satz 1 UrhG

Mit der Beseitigung der Beeinträchtigung hat der Urheber keine Garantie dafür, daß der Verletzer nicht erneut sein Urheberrecht ohne Genehmigung in Anspruch nimmt. Deshalb gewährt ihm der Gesetzgeber einen eigenen Unterlassungsanspruch. Der Urheber kann im Falle einer Wiederholunsgefahr vom Schädiger verlangen, daß dieser eine erneute Beeinträchtigung unterläßt. Es müssen konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß der Verletzer noch einmal gegen dasselbe Recht verstößt. Wenn es nahe liegt, daß jemand eine Verletzungshandlung begeht, ohne bereits damit begonnen zu haben, kann ebenfalls auf Unterlassung geklagt werden (vorbeugender Unterlassunganspruch).

Anspruch auf Auskunft und Rechnungslegung

Hat der Urheber das Recht, Beseitigung oder Unterlassung einer Beeinträchtigung oder Schadensersatz zu verlangen, dann kann er die Ansprüche nur dann geltend machen, wenn er über den konkreten Sachstand der Verletzung und eventuell erzielten Gewinn Bescheid weiß. Deshalb wird ihm zur Realisierung dieser Ansprüche  auch das Recht auf Auskunftserteilung zugestanden. Der Verletzte muß sich im Ungewissen über Verletzungshandlung und Gewinn befinden und keine Möglichkeit haben, sich die Informationen  eigenständig zu verschaffen. Der Auskunftsanspruch gibt das Recht, die Bücher des Verletzers einzusehen. Bei Urheberrechtsverstößen im Internet ist grundsätzlich ein Auskunftsanspruch gegeben, weil der Geschädigte sich anders keine Informationen besorgen kann. Verletzen Gewerbetreibende ein Urheberrecht, dann kann auch Rechnungslegung verlangt werden.

Schadenersatz, § 97 Abs. 1  Satz 1 UrhG, § 823 Abs. 1 BGB

Schadenersatz kann der Geschädigte dann bekommen, wenn der Schädiger ein absolutes Recht des Urhebers oder Leistungsschutzberechtigten widerrechtlich verletzt hat. Die schädigende Handlung muß schuldhaft, also vorsätzlich (Wissen und Wollen) oder fahrlässig (sorgfaltswidrig) begangen worden sein. Fahrlässigkeit liegt bereits dann vor, wenn jemand, der ein Nutzungsrecht ausüben will, es versäumt, sich über dessen Existenz kundig zu machen. 

Für die schuldhafte Verletzung eines Urheberrechts im Internet gelten die Sondervorschriften von § 5  Teledienstegesetz (TDG). Danach haftet der

- 
Access - Provider überhaupt nicht,  § 5 Abs. 3 TDG

· Content - Provider nach dem erwähnten Verschuldensmaßstab, 

§ 5 Abs. 1 TDG 

· Service - Provider nach positiver Kenntnis (nicht nach Kennenmüssen) der rechtswidrigen Inhalte. Der Service - Provider muß aber alle ihm bekannten Inhalte auf urheberrechtliche Verletzungen überprüfen. Er handelt schuldhaft, wenn er rechtsverletzende Inhalte nicht erkennt und sie deshalb nicht sperrt oder löscht.

Wer einen Anspruch auf Schadenersatz hat, kann gegenüber dem Schädiger von drei rechtlichen Möglichkeiten Gebrauch machen: Zahlung

· der üblichen Nutzungs- und Lizenzgebühr,

· des erlangten Gewinns,

· des dem Schädiger entgangenen Gewinns.

Schmerzensgeld, § 97 Abs. 2 UrhG

Für besondere Gruppen gibt der Gesetzgeber auch einen Anspruch auf Schmerzensgeld: Urheber, Verfasser wissenschaftlicher Aufgaben, Lichtbildner und ausübende Künstler können vom Verletzer Schmerzensgeld verlangen, wenn der Schädiger schuldhaft gehandelt hat. Allerdings nur dann, wenn ein besonders schwerwiegender Eingriff in die Rechte vorliegt.

Abschöpfung der Bereicherung des Schädigers, § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB

Hat der Schädiger durch die Verletzung eines Rechts des Urhebers etwas erlangt, z. B. eine ersparte Lizenzgebühr, so ist er dem Geschädigten zur Herausgabe verpflichtet. Das, was dem Verletzten zusteht, soll er auch vom Schädiger bekommen.

Vor welchem Gericht wird geklagt ?

Gibt es keine besondere Vereinbarung über einen Gerichtsstand, dann gilt als Grundsatz, daß entweder der Wohnsitz des Verletzers, §§ 13, 17 ZPO oder des Verletzten, § 32 ZPO angerufen werden kann. Der Urheber kann zwischen den beiden Gerichtsständen wählen (Ubiquitätsgrundsatz). Wird das Urheberrecht im Internet verletzt, dann wird der Urheber an seinem Wohnsitz Klage erheben, auch wenn sich der Schädiger in einem anderen Land befindet. Bei Streitwerten bis DM 10. 000,- ist das Amtsgericht, bei solchen über diesem Betrag das Landgericht zuständig, §§ 104 f. UrhG. 

Ein in Deutschland gegen eine sich im Ausland befindende Person oder Institution kann nur dann auch vollstreckt werden, wenn dies von der ausländischen Rechtsordnung anerkannt wird. Selbst in Europa sind heute Auslandsvollstreckungen noch langwierige Verfahren. Außerhalb Europas gibt es häufig keine gegenseitigen Vereinbarungen über die Vollstreckung von Urteilen. Unter Umständen kann es dann einfacher sein, direkt im Ausland gegen einen Schädiger zu klagen. Ob dies freilich erfolgreich ist, hängt vom ausländischen Recht und vielen Unwägbarkeiten ab. Das ist der Grund dafür, daß Rechtsverletzungen im Internet häufig ohne rechtliche Sanktionen bleiben.

5.  Die Zukunft des Internetrechts

Es besteht zwischen den Experten Einigkeit darüber, daß keine noch so machtvoll ausgestattete Polizei dem Phänomen der weltweiten Internetkriminalität wird entscheidend beikommen können. Angesicht national unterschiedlicher Rechtssysteme und politischer Systeme ist die Wahrscheinlichkeit, daß das Recht im gleichen Maße international wirkungsvoll wird wie sich die Kriminalität ausweitet gering. Die überwiegende Zahl von Straftaten, die im Internet begangenen wird, dürfte keinen Richter finden. Das sind für Juristen und Personen, die mit der Rechtsdurchsetzung befaßt sind, wenig hoffnungsfrohe Einsichten.

Doch mangelnde Durchsetzungsmöglichkeiten für nationale Rechtssysteme angesichts international begangener Straftaten bedeutet nicht, daß die nationalen Strafverfolgungs-behörden vor dem Internet kapitulieren müssen. Wenn Recht nicht mehr oder nur erschwert durch staatliche Institutionen durchgesetzt werden kann, dann müssen andere Wege gefunden werden, gesellschaftliche Probleme zu lösen. In vielen Ländern, auch in Deutschland, sind Institutionen entstanden, die es sich zum Ziel gemacht haben, im Wege der freiwilligen Selbstkontrolle den Kinder– und Jugendschutz effektiver zu organisieren. Die Europäische Kommission hat im November 1997 einen ”Aktionsplan zur sicheren Nutzung des Internet” veröffentlicht, woraufhin der Rat der Europäischen Union im Mai 1998 eine Empfehlung zum Grünbuch ”Jugendschutz und Schutz der Menschenwürde in den audiovisuellen und den Informationsdiensten” verabschiedet hat. Im Mittelpunkt der Empfehlungen stehen Maßnahmen der Selbstkontrolle als wirkungsvollem Schutz vor Internetkriminalität. Zur Erfassung rechtswidriger Netzinhalte werden folgende Vorschläge gemacht: 

· die Einrichtung europäischer Netzwerke,

· die Entwicklung von Filter– und Bewertungssystemen,

· der Beginn einer Sensibilisierungskampagne und

· die Harmonisierung und Koordinierung nationaler rechtlicher Regelungen,

· elektronische Programmführer, Warnseiten, Alterskennung, Inhaltekennzeichnung, 

· die Unterstützung der Erziehungsberechtigten.

Bestehenden Organisationen freiwilliger Selbstkontrolle wie z. B.  dem Deutschen Presserat folgend, sind in jüngster Zeit zwei Institutionen gegründet worden, deren Mitglieder sich verpflichten, im Internet bestimmte Regeln einzuhalten: 

· der Verein ”Freiwillige Selbstkontrolle Multimedia Dienstanbieter” (FSM).   

Mitglieder sind u.a. die Verbände der Zeitungs- und Zeitschriftenverleger, das DeNIC, die Telecom etc. (Einzelheiten siehe unter http://www.fsm.de) und

· das Electronic Commerce Forum (eco). Ihm gehören große Firmen wie AT& T, VIAG Intercom IBM, Springer Verlag etc. an. Einzelheiten unter http://www.eco.de.

Neben der Selbstverpflichtung auf bestimmte Regeln elektronischer Kommunikation haben die Organisationen Beschwerdestellen eingerichtet, an die sich Internet – Nutzer bei Verstößen wenden können. Die jüngsten Regeln zur ”Verantwortung im Internet” hat die Bertelsmann – Stiftung im September 1999 vorgestellt (Frankfurt Rundschau vom 13. 9. 1999). Im Bertelsmann  – Memorandum heißt es. ”Die Antwort auf den Mißbrauch des Internet kann nur in einem integrierten, systematischen und dynamischen Ansatz gefunden werden, denn das Netz selbst ist ein sich ständig verändernder und entwickelnder Raum....Angesichts der globalen und grenzenlosen Architektur des Internet erfordert ein solcher Ansatz nicht nur die Koordinierung auf nationaler und regionaler Ebene, sondern unbedingt auch eine internationale Zusammenarbeit.” Das Memorandum fordert sodann, daß die Anbieter von Inhalten und Diensten im Internet entsprechend ihrer gesellschaftlichen Verantwortung handeln sollen. Im einzelnen bedeutet dies, daß

- 
”Internet Service Provider illegale Inhalte von ihren Servern entfernen, sobald sie auf deren Existenz hingewiesen werden.” (http://www.fr aktuell.de/ fr/200/t200001. htm, Seite 2) Obwohl der Schwerpunkt der Bekämpfung der Internet – Kriminalität auf der Selbstregulierung durch die Beteiligten liegt, geht das Memorandum davon aus, daß ohne staatliche Unterstützung diese Mechanismen nicht funktionieren. Vom Gesetzgeber wird verlangt, daß er rechtliche Freiräume der Selbstregulierung schafft und durch Strafverfolgung diese flankiert,

· neben rechtlichen Schritten die Entwicklung von Filtertechnologien vorangetrieben wird, die dem Nutzer die Steuerung ermöglicht, welche Internetinhalte Kinder erreichen und welche nicht. Die Klassifizierung und Filterung von Internetinhalten steht im Mittelpunkt der Empfehlungen für das System der Selbstregulierung. Um dies zu erreichen, müssen alle Anbieter von Inhalten weltweit dazu aufgerufen werden, diese zu kennzeichnen,

· ”Hotlines” eingerichtet werden, an die sich Benuter wenden können,  wenn sie problematische Internetinhalte anzeigen wollen. Die Hotlines haben auch die Aufgabe der Vorprüfung, ob ein Inhalt rechtswidrig ist, und der Weitergabe an die Institutionen der Selbstregulierung der Industrie oder an staatliche Strafverfolgungsbehörden. Aufgaben und Verfahren der ”Hotlines” soll der Gesetzgeber regeln. Das Netz von Hotlines muß international ausgestaltet werden. Dringlich ist ihre Freistellung von straf– oder zivilrechtlicher Haftung,

· geeignete Strukturen der Strafverfolgung geschaffen werden. Dazu sind zentrale Stellen einzurichten und bereits bestehende Behörden zu koordinieren. Die Ausstattung von Strafverfolgern mit angemessener Technik ist vorrangig zu betreiben,

· die Öffentlichkeit für diese Probleme sensibilisiert wird. An Schulen  

müssen Kinder und Jugendliche zu einem bewußten Umgang mit den neuen Medien angeleitet werden.
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